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Presseerklärung

Hamburger Innen- und Justizbehörde leistet Amtsbeihilfe bei menschenrechtswidriger, 
lebensgefährdender Abschiebung eines Geflüchteten aus Tschetschenien im Auftrag des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern.

In der vergangenen Woche wurde der aus Tschetschenien geflüchtete Herr A., der mehrere Jahre 
als Asylsuchender zusammen mit seiner Familie in Mecklenburg-Vorpommern gelebt hat, unter 
Verfügung der Ausländerbehörde Stralsund in einer nächtlichen Aktion verhaftet und gefesselt und 
mit schwarzer Sichtschutzbrille versehen nach Hamburg verbracht. In Hamburg wurde Herr A. im 
Hamburger Abschiebegewahrsam/-gefängnis am Hamburger Flughafen inhaftiert. 

Herr A. wurde bei dieser, nach Ansicht des Hamburger Flüchtlingsrats, menschenrechtswidrigen 
Aktion, in Stralsund von seiner Frau und seinen drei Kindern, das jüngste der Kinder ist gerade 5 
Monate alt, getrennt. 

Herr A. ist, das geht aus mehreren Attesten hervor, schwer traumatisiert und suizidgefährdet. Die 
Gründe hierfür liegen zum einen in seinem Verfolgungsschicksal in Tschetschenien - dort war er 
über längere Zeit inhaftiert - , aber auch darin, dass er in einer Unterkunft in Mecklenburg-
Vorpommern Opfer eines Messerangriffs wurde, bei dem er lebensgefährlich verletzt  worden ist. 
Herr A. war bis zu seiner Verhaftung in engmaschiger psychiatrischer Behandlung, d.h. er nahm 
regelmäßig, alle 3-4 Wochen, an einer Gesprächstherapie teil und wurde psychopharmakologisch 
behandelt. 

Herr A. ist laut vorliegender Atteste bei einer Abschiebung in sein Heimatland akut suizidgefährdet. 

Herr A. hatte bei der nächtlichen Abschiebung keine Chance, seine Medikamente mitzunehmen 
und hat auch im Hamburger Abschiebegewahrsam/-gefängnis, obwohl seine Atteste der 
Mitarbeiterin der Ausländerbehörde Stralsund, Frau Bernd, Tel.: 01733069732 oder 038313572142
und nach Aussagen der Anwältin von Herrn A., Bernice Böhlo, auch dem ihn im Hamburg 
Abschiebegewahrsam/-gefängnis behandelnden Amtsarzt vorlagen, keine für ihn aus 
medizinischer Sicht dringend erforderlichen Medikament erhalten. Der Allgemeinmediziner Ernst 
Soldan und Franz Forsmann vom Hamburger Flüchtlingsrat haben Herrn A. am Samstag, den 
17.11.2018 im Hamburger Abschiebegewahrsam/-gefängnis besucht. Herrn Soldan wurde es 
untersagt, Herrn A. zu untersuchen und Gespräche, in denen es um seinen Zustand aus 
medizinischer Sicht  geht, mit Herrn A. zu führen.   



Selbst wenn eine amtsärztliche Untersuchung zum Ergebnis der Reisefähigkeit kommt, so ist zum 
einen nicht klar, wie diese Untersuchung, d.h. von welchem Mediziner mit welcher Übersetzung, 
erfolgt ist. Zudem ist nicht klar, ob nur der reine Transportvorgang oder auch die Frage der 
Anschlussbehandlung und die Frage der gesundheitlichen Verfassung kurz nach der Abschiebung 
nach Entlassung durch die Bundespolizei untersucht worden ist. 

Hierzu: Beschlussfassung Deutscher Ärztetag: 

"In diesem Zusammenhang ist die Beschränkung einer medizinischen Begutachtung auf bloße 
"Reisefähigkeit" eindeutig abzulehnen, da sie nicht mit den ethischen Grundsätzen ärztlichen 
Handels vereinbar ist. 

Der Gesetzgeber wird aufgefordert, die Grundlage dafür zu schaffen, dass eine kompetente, 
umfassende und der ärztlichen Sorgfalt entsprechende Begutachtung zu jeder Zeit der 
Inanspruchnahme bei der Rückführung von Ausländern sichergestellt wird." 

https://www.bundesaerztekammer.de/aerztetag/beschlussprotokolle-ab-1996/107-daet-2004/zu-
punkt-vi-der-tagesordnung-taetigkeitsbericht-der-bundesaerztekammer/sonstiges/begutachtung-
der-rueckfuehrungsfaehigkeit-von-auslaendern/ 

Der Hamburger Flüchtlingsrat fordert, dass die menschenrechtswidrige Abschiebung von Herr A., 
der am Montag Morgen von Hamburg aus zum Abschiebeflughafen, voraussichtlich nach Berlin, 
verbracht und von dort abgeschoben werden soll, sofort ausgesetzt wird. Das Leben von Herrn A. 
ist, sollte die Abschiebung durchgeführt werden, akut gefährdet. Auch angesichts der Tatsache, 
dass sich bereits vor kurzer Zeit ein afghanischer Geflüchteter, der im Hamburger 
Abschiebegewahrsam/-gefängnis inhaftiert war und sich in einer ähnlichen medizinischen Situation
befand, nach der Abschiebung das Leben genommen hat, muss die Abschiebung von Herrn A. 
sofort gestoppt werden. Alles andere wäre unverantwortlich und muss als das Leben von Herr A. 
gefährdend eingestuft werden. 

Der Hamburger Flüchtlingsrat fordert zudem, dass die Rolle der Hamburger Innen- und 
Justizbehörde bei dieser menschenrechtswidrigen Abschiebung eins schwer kranken und 
suizidgefährdeten Geflüchteten, deren Gefährdung durch die Trennung von seiner Familie in 
unverantwortliche Weise zugenommen hat, parlamentarisch untersucht wird. Insbesondere auch 
die Tatsache, unter welchen Herr A. nach Hamburg verbracht und sehr wahrscheinlich auch wieder
abtransportiert wird, und dass Herr A. im Hamburger Abschiebegewahrsam/gefängnis keine für ihn
existentiell wichtigen Medikamente erhalten hat, muss Gegenstand der Untersuchung sein. 

Weitere Informationen hierzu erhalten Sie von:
Rechtsanwältin Bernice Böhlo, Berlin, Tel.: Tel: 030 247 240 90, Fax: 030 283 909 91
info@aufenthaltundsoziales.de
Franz Forsmann, Hamburger Flüchtlingsrat, Tel.: 015151434430
Allgemeinmediziner Ernst Soldan, Tel.: 01751629450

Mit freundlichen Grüßen

Franz Forsmann
Flüchtlingsrat Hamburg e.V. 


